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lr Sallahn. Mit einem Ab-
schlussschießen und einer Weih-
nachtsfeier hat der Schützenver-
ein Sallahn die schießsportliche
Saison ausklingen lassen. An
der Feier nahmen sowohl die
Senioren als auch die Kinder aus
den umliegenden Dörfern teil.

Nachdem die Schützen den
letzten Scharfschützen des Jah-
res ermittelt hatten, kam beim
Kaffeetrinken und gemeinsam
gesungenen Weihnachtsliedern
festliche Stimmung auf. Höhe-
punkt der gemütlichen Feier im
Schützenheim war der Besuch
des Weihnachtsmannes. Neben

kleinen Geschenken für die Kin-
der hatte er in diesem Jahr auch
ein neues Luftgewehr für die Ju-
gendschießgruppe in seinem
Sack. Die Anschaffung des Ge-
wehres war dem Verein möglich,
da die Sparkasse Uelzen/Lü-
chow-Dannenberg den überwie-
genden Teil des Anschaffungs-
wertes, nämlich 1000 Euro, ge-
spendet hatte.

Die Freude bei den Jugend-
lichen war sehr groß, sie hätten
am liebsten sofort mit dem Ge-
wehr geschossen. Der Vorstand
des Vereins dankte den Sponso-
ren für die großzügige Spende.

Weihnachtsmann
brachte Gewehr

Sparkasse sponsert Sportwaffe

Der Weihnachtsmann brachte das neue Luftgewehr für die
Jugendgruppe des Schützenvereins SV Sallahn. Die Waffe konnte
dank einer 1000-Euro-Spende der Sparkasse gekauft werden.
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Betrifft: Protestaktion im
Landtag

Es gibt keine Sicherheit. Für
den Landtag nicht! Für Atom-
kraftwerke nicht! Für Endlager
nicht! Drehkreuze auch gegen
Strahlung? Der Landtag debat-
tiert über Drehkreuze in seinem
Gebäude, statt sich mit dem Si-
cherheitsrisiko von Atommüll
zu befassen und endlich nach
einem geeigneten Endlager zu
forschen. Der Salzstock in Asse
(bereits Endlager für schwach-
und mittelradioaktivem Abfall),
welcher voll Wasser läuft, somit
das Grundwasser zu verseuchen
und einzustürzen droht, zeigt,
dass ein Salzstock nicht sicher
sein kann. Was bedeutet Sicher-
heit? Und wer sorgt für die Si-
cherheit unseres Lebens, die der
nachfolgenden Generationen
und der Umwelt?

Der Landtag will die Sicher-
heit erlangen, dass friedliche
Wähler nicht mehr ihre Mei-
nung in einem Bereich zum Aus-
druck bringen, welcher von

eben diesen finanziert wird. Po-
litiker, die unsere Interessen ver-
treten sollen, fühlen sich von
uns in ihrer ehrenhaften Arbeit
gestört und versuchen, mit Ver-
leumdungen und einem Ablenk-
manöver (Sicherheit) die Bür-
germeinung zu unterdrücken.
Wenn Politiker nicht in der Lage
sind, respektvoll mit Menschen
umzugehen, die sich für eine le-
benswerte Zukunft einsetzen,
dann ist es kaum möglich, die
Bannmeile zu respektieren.

Die Nikolaus-Aktion war für
uns kein Angriff auf den Land-
tag, sondern ein Protest gegen
die u. a. dort gemachte Politik,
welche sich lediglich vom wirt-
schaftlichen Interesse der
Stromkonzerne missbrauchen
lässt. Für uns sind solche Aktio-
nen ein Ausdruck von Notwehr
und Hilflosigkeit.

Von den Aktivisten ist keiner-
lei Gewalt ausgegangen. Verbal
und mit Transparenten haben
wir dennoch unser Grundrecht
auf Meinungsfreiheit wahrge-
nommen und symbolisch kleine

Atomfässer vor dem Gebäude
positioniert sowie Strahlenkon-
fetti niederregnen lassen. Zu kei-
nem Zeitpunkt war durch uns
der Eingang des Landtages ver-
sperrt! Jede/r konnte (und ging
auch) rein und raus. Erst die Po-
lizei baute sich später so vor
dem Aufgang auf, dass dann tat-
sächlich ein Durchkommen
nicht möglich schien. Abge-
sehen davon, war das Vorgehen
der Sicherheitskräfte absolut un-
verhältnismäßig zu der gewalt-
freien und friedlichen Protest-
aktion. Durch das wiederholt
aggressive und teilweise men-
schenunwürdige Vorgehen der
Polizei sowie die pauschale Kri-
minalisierung von aufbegehren-
den Bürgern entsteht bei uns der
Eindruck, dass Bürgerrechte
und Meinung in unserem „de-
mokratischen“ Land nicht ge-
wollt und auch nichts mehr wert
sind. Schade. Dabei wollen wir
doch „nur“ leben!

Nicole Harneid,
Angela Grefe und

Dirk Werner, Lüneburg

Kein Angriff auf den Landtag
Betrifft: Protest im Landtag

Erst nach einigen Minuten ge-
lang es Saal-Ordnern und Poli-
zisten im Landtag, die Protestie-
renden aus Lüchow-Dannen-
berg aufzugreifen. Dabei gingen
die Ordnungshüter offenbar
auch unsanft gegen Pressever-
treter vor: Ein Fotograf soll
daran gehindert worden sein,
die Vorgänge zu dokumentieren,
ein Reporter bekam bei einem
Gerangel einen Schlag aufs
Auge.

Im Artikel 30 und 19 der Men-
schenrechte heißt es: „Keine Be-
stimmung dieser Erklärung darf
dahin ausgelegt werden, dass sie
für einen Staat, eine Gruppe
oder eine Person irgendein
Recht begründet, eine Tätigkeit

auszuüben oder eine Handlung
zu begehen, welche die Beseiti-
gung der in dieser Erklärung ver-
kündeten Rechte und Freiheiten
zum Ziel hat. Jeder hat das
Recht auf Meinungsfreiheit und
freie Meinungsäußerung; dieses
Recht schließt die Freiheit ein,
Meinungen ungehindert anzu-
hängen sowie über Medien jeder
Art und ohne Rücksicht auf
Grenzen Informationen und Ge-
dankengut zu suchen, zu emp-
fangen und zu verbreiten.“

Es „hilft“ sicherlich auch, dass
ein Teil der eingesetzten Polizei
schwarz gekleidet war: Das tau-
sendjährige Design ist wieder
da! Ich hoffe nur, dass eine Ab-
teilung in der Polizei bald dafür
Sorge trägt, dass die Menschen-
rechte eingehalten werden und

die Verantwortlichen Einsatz-
leiter zur Rechenschaft gezogen
werden und dabei untersucht
wird, wie die 30-jährige Ge-
schichte der Menschenrechts-
verletzungen im Landkreis Lü-
chow-Dannenberg sich ausge-
wirkt haben, um politisch den
Bürgern der Region eine schon
lange wichtige Entschuldigung
zu geben für diese Taten.

Die Politiker im Landtag hät-
ten sofort die Polizei stoppen
müssen, als sie als Zeuge dieser
Menschenrechtsverletzung zu-
sahen. Warum ist das nicht ge-
schehen, und ist das nicht eine
Unterlassung im Falle, dass Ge-
walt angewendet wird und
Rechte übertreten werden?

Bjørn Kay, Marstal,
Dänemark

Menschenrechte missachtet

Betrifft: Artikel „Millionen
leben in Armut“ (EJZ vom
6. Dezember)

Mit dem Witz ist es so eine
Sache. Der große deutsch-jüdi-
sche Philosoph, Theodor Wie-
sengrund Adorno, hat einmal
sinngemäß gefragt: „Gibt es
einen guten Witz im Schlech-
ten?“ In den letzten zehn Jahren
war der Blondinen-Witz vor-
herrschend, er hatte die Deu-
tungshoheit an allen Stamm-
tischen. Doch bald schon gab es
nichts mehr zu lachen. In den
80er-Jahren dagegen war der
Friesenwitz hegemonial, etwa
so: „Was ist der Unterschied zwi-
schen einem Friesen und einem
Türken?“ Antwort: „Der Türke
hat Arbeit und spricht Deutsch.“
Die Lacher entdeckten, dass es
wider Erwarten sogar lustige
Friesen gab und gibt, etwa Otto
und Professor Raffelshüschen,
der fröhliche Versicherungs-
vertreter.

Heute vermerken wir eine
Zunahme des unfreiwilligen
Witzes. Der Vizepräsident des
Statistischen Bundesamtes in
Berlin, Walter Radermacher, ließ
verlautbaren, dass 10,6 Millio-
nen Deutsche in Armut leben
(13 % aller Deutschen), darun-
ter 1,7 Millionen Kinder. Das sei
bedauerlich, so Radermacher,
aber uns ginge es ja noch gut,
denn in Irland und Portugal sei
jeder Fünfte von Armut bedroht.

Man könnte diese Logik wei-
ter fortsetzen und behaupten,
dass es uns sogar sehr gut ginge
– gemessen etwa an Zuständen
auf der Sonneninsel Haiti, dort
nämlich sind 99,9 % der Men-
schen arm, sehr arm, nur der
Präsident nicht. In Deutschland
sind allerdings mehr Menschen
arm, als das schöne Niedersach-
sen Einwohner hat.

Vielleicht gibt es gegen die un-
gerechte Verteilung von Geld
und Macht in diesem Land doch

ein Mittel jenseits des Klassen-
kampfes. Etwa die bereits gel-
tende Residenzpflicht: Kein
Armer darf seinen Wohn- und
Hartz-4-Sitz ohne Zustimmung
des Arbeitsamtes verlassen.
Wenn man folgerichtig alle
Armen auf dem Gebiet der alten
DDR konzentrieren würde, als
ein etwas größeres Konzentra-
tionslager, wären dort alle
gleich. Und die Menschen dort
würden Lebensmittelgutscheine
erhalten wie Asylbewerber. Und
es gäbe keinen Sozialneid und
keine Linke. Und die Reichen in
München, Düsseldorf und Ham-
burg würden beim Shopping
nicht von Bettlern und Straßen-
musikanten genervt, die das
schöne Lied „Nun danket alle
Hartz!“ singen – zur Weih-
nachtszeit. Merke: Was heute
den Emigranten geschieht, ge-
schieht morgen dir. Nicht nur
zur Weihnachtszeit.

Claus Bolbrinker, Salzwedel

Mehr Arme als Niedersachsen

Betrifft: Volkstrauertag
Wer schon im Ausland Ge-

denktage miterleben durfte,
wird die tagespolitisch ausge-
richteten, wohldosiert-gekün-
selten Reden der Offiziellen in
die Rubrik Pflichtritual legen
und abhaken. Ein ehrliches Ge-
denken mit der Achtung vor
dem Opfergang eines jeden
Toten schließt Einstufung und
Wertigkeit aus. Da wir ja aber
weder eine Nation noch Volk,
sondern eine unbegrenzbare
„Wertegemeinschaft“ haben,
unterliegen wir internationalen
Vorgaben.

So ist es verständlich, dass wir
die NS-Zeit einbeziehen, die
Jetzt-Zeit in der Beurteilung der
Lage aber den „demokrati-
schen“ Leitwölfen überlassen,
in der bewussten Selbsttäu-
schung, dass es nur so richtig
sein kann, wie es offiziell darge-
boten wird. Fast belustigend,
wenn in Gedanken der (erns-
ten) Besinnung von Soldaten in
Afrika und Afghanistan gespro-
chen wird, die nicht „aktiv sein
müssen“. Warum ist dann nicht
das THW dort eingesetzt?

Und wenn man dann noch
CDU-Schönbohm (General a.
D.) neben der PDS-Dame Pau

gemeinsam in Halbe gegen
die Kranzniederlegung von
„Rechtsextremen“ demonstrie-
ren sieht, ist die Definition der
Wertegemeinschaft vollends ge-
lungen.

Auf den Schlachtfeldern
(auch wörtlich gemeint) zwi-
schen Seelower Höhen, Treuen-
brietzen und Jüteborg ist sehr
viel Blut auf beiden Seiten ge-
flossen. Mein Bruder gehört
auch zu jenen, die im Kampf ge-
fallen, als wehrlose Gefangene
erschossen oder als Verwunde-
te im Lazarett ermordet wurden.
Die Toten mussten zum Teil eine
Woche in den Straßen liegen
bleiben und wurden zumeist in
Massengräbern verscharrt. Tau-
sende der Gebeine liegen noch
auf den Äckern der ehemaligen
LPGen. Nur Rotarmisten und
„Gegner des Faschismus“ waren
ehrenwert. Auch Stolpes Kirche
schaute weg. Und heute?

Ein einsamer 64-jähriger
Rentner sieht sich in der Pflicht
gegenüber den absichtlich ver-
gessenen Kriegstoten. Das ist
unsere Trauerkultur! Wir Alten
trauern still ohne die Worthül-
sen ungedienter Frackträger.

Manfred Bahr,
Dannenberg

Gedenkfeiern ein
Pflichtritual

Wendland
bleibt
rebellisch

Betrifft: Protest im Landtag
Als sich dem Wendland sehr

verbunden fühlender Hannove-
raner möchte ich auf diesem
Weg allen beteiligten Aktivistin-
nen und Aktivisten der „Land-
tagsaktion“ meinen Dank und
meine Glückwünsche ausdrü-
cken. Das Medienecho war
großartig, der Zeitpunkt gut ge-
wählt. Dass ausgerechnet ein
FDP-Minister die angemessens-
ten, weil unaufgeregtesten Worte
zu der entflammten Sicherheits-
debatte im Landtag fand, deutet
den Wermutstropfen an: Dass
sich einmal mehr mehr über die
Sicherheit der eigenen Macht-
zentrale gesorgt wird als über die
der AKW und Atommülllager.
Sei’s drum, dass das Wendland
rebellisch bleibt, kam an. Darauf
erhebe ich mein Glas!

Ole Petersen, Hannover

Betrifft: Lkw-Verkehr in der
Lüchower Innenstadt

Also, mich geht es ja nichts
an. Schließlich bin ich keine
Hausbesitzerin. Das bisschen
Nervenaufreiben tags und
nachts ist ja auch nicht weiter
schlimm …

Allerdings verstehe ich nicht,
wie hier in diesem Landkreis die
Prioritäten gesetzt werden. Jeder
jammert rum und lamentiert,
wenn es um die Elbe geht. Das
ist doch nur ein-, zweimal im

Jahr. Trotzdem werden Deiche
ausgebaut und Schleusen ge-
richtet, damit das Wasser nur ja
nicht die Häuser beschädigt.

Tja und all die lieben, netten,
kleinen Erschütterungen, die
permanent vom Schwerlastver-
kehr an den Fundamenten eben
dieser Häuser nagen, das scheint
allen egal zu sein.

So ein bisschen schizophren
ist das doch schon, oder bin ich
verrückt?

Ute Scheppmann, Gartow

Lkw-Verkehr egal?� Leserbriefe �
geben ausschließlich die Mei-
nung des Verfassers oder der
Verfasserin wieder. Zuschriften
können nur veröffentlicht wer-
den, wenn der Redaktion die
vollständige Adresse des Absen-
ders bekannt ist. Der Umfang
der Briefe darf 100 Druckzeilen
nicht überschreiten, das sind
3 000 Zeichen einschließlich
Leerzeichen. Die Redaktion be-
hält sich vor, Zuschriften sinn-
wahrend zu kürzen. Ein An-
spruch auf die Veröffentlichung
eines Leserbriefes besteht nicht.
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lr Lüchow. 20 Jahre Ambulan-
te Hilfe in Lüchow-Dannenberg,
das bedeutet auch 20 Jahre Ein-
satz für Menschen, die auf der
Straße leben, aber auch für Men-
schen, die Hilfe benötigen, weil
sie im sozialen System nicht
mehr zu recht kommen. Die Be-
deutung dieser Einrichtung er-
kannten die Besucher am Tag
der offenen Tür, an dem die Am-
bulante Hilfe des Herbergsver-
eins Wohnen und Leben in ihren
Räumlichkeiten am Georgshof
in Lüchow auf ihr nunmehr
20-jähriges Engagement als ver-
längerter Arm der Menschen in

Not aufmerksam machte. Land-
rat Jürgen Schulz, Bürgermeister
Karl-Heinz Schultz und Propst
Hans-Jürgen Wolters gehörten
zu den Gästen, die das Wirken
der beiden Sozialpädagoginnen
Kirsi Büscher und Maren Salo-
mon würdigten. Daniela Faber,
Leiterin der Ambulanten Hilfe,
dankte auch den zahlreichen
Lüchower Geschäftsleuten, die
die Preise für eine Tombola ge-
stiftet hatten. Der Erlös kommt
den vielen Hilfesuchenden, die
ihren Lebensunterhalt von
einem Tagessatz von 11,50 Euro
bestreiten müssen, zugute.

Von 11,50 Euro
am Tag leben

Ambulante Hilfe seit 20 Jahren aktiv


